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+++Haushaltsplanung  der  IHK  Stuttgart  für  die  Jahre  2012  bis  2016

rechtswidrig+++Verwaltungsgericht  urteilt  zugunsten  der

Zwangsmitglieder+++Millionenvermögen  der  IHK  rechtswidrig+++bffk

fordert personelle und strukturelle Konsequenzen+++

In einer Entscheidung vom 15. November 2018 hat das Verwaltungsgericht Stuttgart in

einem  Pilotverfahren  den  Klagen  gegen  die  Beitragsveranlagung  der  IHK  Region

Stuttgart stattgegeben. Damit wurde die Haushaltsführung der IHK für die Jahre 2012,

2013, 2014, 2015 und 2016 für rechtswidrig befunden. Die vom bffk unterstütze Klägerin

–  eine  kleine  Unternehmensberatung  –  hatte  der  IHK  eine  rechtswidrige

Vermögensbildung  vorgeworfen.  Insgesamt  sind  um  die  50  weitere  Klageverfahren

gegen die IHK anhängig, die nun ebenfalls beste Erfolgsaussichten haben dürften. „Wir

waren  schon  nach  der  mündlichen  Verhandlung  sehr  optimistisch,  weil  das

Verwaltungsgericht sich nicht mit den oberflächlichen und widersprüchlichen Aussagen

der IHK zufrieden gegeben hat“, erklärt bffk-Geschäftsführer Kai Boeddinghaus, der in

allen Verfahren als Beistand die Klagen maßgeblich betreut hat. Tatsächlich hatte sich

das  Verwaltungsgericht  für  die  mündliche  Verhandlung  mehr  als  7  Stunden  Zeit

genommen. Das Urteil steht in einer ganzen Reihe von bundesweiten Entscheidungen

von  Verwaltungsgerichten,  die  zu  ähnlichen  Bewertungen  der  Wirtschaftsführung

anderer IHKn gekommen sind.  „Aus Sicht der Zwangsmitglieder muss dies endlich zu

Konsequenzen  führen“,  fordert  Boeddinghaus.  Denn  neben  der  rechtswidrigen

Vermögensbildung beobachtet der bffk auch, dass die IHK-Funktionäre ihre jahrelange

Misswirtschaft  in  diesen  Gerichtsverfahren  mit  der  Unterstützung  teuerster

Anwaltskanzleien  verteidigen.  Auch  für  diese  Honorare  müssen  aber  die

Zwangsmitglieder  aufkommen.  Die  IHK Region  Stuttgart  griff  dabei  auf  eine  Berliner

Kanzlei  zurück.  „Anstatt  endlich  –  wie  es  im Gesetz  gefordert  wird  –  sparsam und

wirtschaftlich  zu  handeln,  verbrennen  die  Funktionäre  nun  noch  mehr  Geld  der

Mitglieder,  um ihr  Fehlverhalten zu verteidigen“,  verdeutlicht  der bffk-Geschäftsführer.
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Aus seiner Sicht rächt sich hier auch , dass die Mehrheit in der Vollversammlung der IHK

Region  Stuttgart  der  kammerkritischen  Kaktus-Initiative,  die  immerhin  ein  Drittel  der

Mandate gewinnen konnte, jeden Zugang zum Haushaltsausschuss der IHK verwehrt.

„Wer sich dem kritischen Blick, wer sich der normalen Binnendemokratie verweigert, darf

sich  nicht  wundern,  dass  dann  vor  einem Gericht  eine  solche  Niederlage  folgt“,  so

Boeddinghaus.  Für  den  Imageschaden  der  IHK  sorgen  so  die  unbelehrbaren

Funktionäre und nicht die konstruktiv-kritischen Reformer. 

Der bffk fordert nun grundlegende Strukturänderungen und personelle Konsequenzen.

Nach eine solchen Entscheidung,  die die komplette Haushaltsführung in  Frage stellt,

dürfe es kein Weiter-So geben. Ganz offensichtlich fehle es der IHK Region Stuttgart an

den Personen und Strukturen, die eine rechtskonforme Haushaltsführung sicher stellen

könnten. Dies gelte umso mehr, als dass auch die nach der Grundsatzentscheidung des

Bundesverwaltungsgerichtes  vorgenommenen  Änderungen  für  das  Jahr  2016  beim

Verwaltungsgericht  durchgefallen  sind.  „Wir  erwarten  hier  nun  endlich  auch  ein

Eingreifen  der  Rechtsaufsicht“,  unterstreicht  bffk-Geschäftsführer  Boeddinghaus.  Er

verweist darauf, dass dies eben nicht nur ein lokales Problem der IHK Region Stuttgart

sei. Denn das Verwaltungsgericht Stuttgart habe auch die Wirtschaftsführung der IHK

Heilbronn verworfen. Schon zuvor hatten Gerichte rechtskräftig die Haushaltsführungen

der IHKn Ostwürttemberg und Bodensee-Oberschwaben für rechtswidrig erklärt. Dass

immer noch einzelne IHK-Mitglieder individuell gegen solche Beitragsbescheide klagen

müssten und die Rechtsaufsicht im Wirtschaftsministerium des Landes wegschaut, hält

der bffk für einen zusätzlichen Skandal.

Zum Hintergrund:

Eine Beitragserhebung in den Kammern ist nur dann zulässig, wenn den Kammern keine

„anderweitigen Mittel“ -  sprich freies Vermögen – zur Verfügung steht. Aufgrund einer

Klage  eines  bffk-Mitgliedes  hat  das  Bundesverwaltungsgericht  hierzu  in  der

Entscheidung vom Dezember 2015 klare Regeln formuliert.

Der  Bundesverband für  freie  Kammern e.V.  (bffk)  setzt  sich  für  die  Abschaffung der

Zwangsmitgliedschaft in den Kammern ein. Dabei beobachtet der bffk insbesondere die

Wirtschaftsführung der Kammern kritisch. Seit 2012 gibt der bffk dazu einen jährlichen

Kammerbericht heraus.
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